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Studisdürfennichtgünstigerfahren
FHNW-Studierende aus demKanton Baselland erhalten keine subventionierten Tickets nach Brugg undOlten.

Dimitri Hofer

FürStudierendeausdemBasel-
biet kann es ins Geld gehen,
wenn sie sich an der Fach-
hochschule Nordwestschweiz
(FHNW) ausbilden lassen. Stu-
dieren sie an den ausserkanto-
nalen FHNW-Standorten in
Brugg und Olten, deckt das U-
AbodieReisemit demÖffentli-
chen Verkehr nicht ab. Von ver-
günstigten Tickets werden sie
aber auchkünftignicht profitie-
ren können.

«Wenn junge Leute aus
Angst vor Mobilitätskosten ein
Fach nicht studieren, dann
schneiden wir uns ins eigene
Fleisch», spricht GLP-Landrat
Yves Krebs am Donnerstag-
nachmittag seinen Kolleginnen
undKollegen insGewissen.Mit
einerMotionverlangtderGrün-
liberale, dass der KantonBasel-
land Modul-Abos für FHNW-
Studierende subventionieren
soll. Trotz seines Appells findet
er keineMehrheit für seinAnlie-
gen: Der Landrat folgt demAn-
trag des Regierungsrats und
lehnt den Vorstoss mit 38 zu 32
Stimmenbei 2Enthaltungenab.

Ungleichbehandlung
gegenüberLehrlingen
Dass dasResultat relativ knapp
ausfällt, liegt amLinks-Rechts-
Graben im Baselbieter Parla-
ment.Währenddie Fraktionen
von SP, Grüne/EVP und GLP
dem Vorstoss zustimmen, sind
diejenigen von SVP, FDP und
Mitte dagegen. StephanAcker-
mann von denGrünen geht auf
die Geschichte der Schule ein:
«Die FHNW ist bewusst als
eine Fachhochschule mit meh-
reren Standorten gegründet
worden.» Deshalb seien sub-
ventionierteTickets für denÖf-
fentlichen Verkehr sinnvoll.
«Das solltemanunbedingt prü-
fen», findet auch Sandra Strüby

(SP). Die Buckterin hatte sich
bereits für eineErweiterungdes
U-Abos bis nach Olten einge-
setzt – ohne Erfolg.

Heutekostet einModul-Abo
für Jugendliche unter 25 Jahren
nachBrugg 1493 Franken, nach
Olten 1378 Franken. Geht es
nachYvesKrebs, soll derKanton
dieAbos subventionieren,damit
sie nicht mehr als 824 Franken
kosten. So teuer ist heute einU-
Abo für einen Erwachsenen.

Bei der bürgerlichen Mehr-
heit des Landrats stösst die For-
derung auf taube Ohren. «Wir
folgen dem Antrag der Regie-
rung,dadieEinführungvonMo-
dul-Abos neue Ungerechtigkei-
ten schaffenwürde», sagt FDP-

Landrat Thomas Eugster.
Matthias Ritter von der SVP
stelltedieFrage:«Wiesowerden
FHNW-Studierende subventio-
niert, Lehrlinge aber nicht?»

Mehrkostenvonbis zu
600’000Franken
In eine ähnliche Richtung geht
die Argumentation des Regie-
rungsrats,weshalber sichgegen
die Motion stellt. «Eine vom
Kanton Baselland finanzierte
Sonderlösungnur fürdieStudie-
renden der FHNW, die imKan-
ton Baselland wohnen, scheint
dem Regierungsrat nicht ziel-
führend», schreibt die Regie-
rung in ihrer Stellungnahmeauf
die Motion. Weitere betroffene

Kreise würden zurecht Diskri-
minierung geltendmachenund
ebenfalls ihreAnsprücheanmel-
den.DieRegierungmeintdamit
unter anderemStudierendeund
Berufsschüler, die imGebietdes
TarifverbundsNordwestschweiz
(TNW)wohnen, aber eineLehr-
einrichtung ausserhalb des
TNWbesuchen.

Der Regierungsrat rechnet
mitMehrkostenvon60’000bis
600’000 Franken, würde man
dieModul-Abos fürFHNW-Stu-
dierende unterstützen. Eine
Subventionierungwiderspräche
«einer Gleichbehandlung mit
anderen Studierenden oder
Auszubildenden».Dasverfängt
beimLandrat.

UnheiligeAllianz führtzuWärmepumpen-Zustupf
Das Baselbieter Energiepaket wird vomLandrat einstimmig verlängert. Bis 2030 fliessen gut 51Millionen Franken.

Yann Schlegel

FüreinmalkamderRufnachzu-
sätzlichen Förderbeiträgen aus
denReihenderSVP.Hausbesitz-
ende,die vor 2005eineWärme-
pumpe installierten, sollen
künftig entschädigt werden,
wenn sie diese nun ersetzen.
Hierfürmachte sich SVP-Land-
rat Andi Trüssel am Donners-
tagvormittag imLandrat stark.

Um dieses Anliegen zu
rechtfertigen, holte der Fren-
kendörfer gewohnt weit aus.
Nämlichbei der Salzpionier-Fa-
milieGlenk,diemit ihrerEntde-
ckungdemBaselbietWohlstand
ermöglicht habe. Und dann er-
zählte Trüssel, wie er 1976 auf
eine Wärmepumpe gesetzt
habe. «DreiMalmusste ich den
Verdampfer auswechseln, bis
die Wärmepumpe die verspro-
chene Leistung erfüllte», er-
zählte Trüssel. Mit seiner Ge-
schichte wollte er aufzeigen,
dass jene,die frühauf einerneu-

erbaresHeizsystemgesetzt hät-
ten, fürdiesePionierleistung zu
würdigen seien. «Wir brauchen
auch Leute, die sich einsetzen
und ein Risiko eingehen», so
Trüssel. Er selbst werde nicht
davonprofitieren, seineWärme-

pumpe habe er längst ersetzt,
deklarierte Trüssel.

EineunheiligeAllianz
machtdenUnterschied
Kein Gehör fand der SVP-Ver-
tretermit seinemVotumbeider
FDP, die monierte, eine solche
Fördermassnahmehabekeinen
Effekt auf künftigeEmissionen.
AuchdieGLP lehntedenAntrag
ab.BallmerhinterfragtediePio-
nierleistung, indem er darauf
verwies, dass im Zürcher Rat-
haus bereits vor hundert Jahren
eineWärmepumpeverbautwor-
den sei. Auch er habe früh auf
eineWärmepumpe gesetzt und
diese bereits 2013 ersetzt. Und
Ballmerbemängelteweiter,dass
gemässRegierungsvorlageauch
Hausbesitzendemit einer alten
HolzheizungvondenFördergel-
dern profitierenwürden.

Mit seinem Antrag, die Teil-
habe am Energiepaket-Topf auf
Wärmepumpen-Pioniere zu be-
schränken, überzeugte Trüssel

überraschenderweise auch die
Sozialdemokraten.«Es istwenig
verständlich,dasswervor langer
Zeit – alsÖl undGas noch spott-
billigwaren–ineineWärmepum-
pe investierte, jetzt kein Geld
mehr kriegt», sagte SP-Energie-
politikerUrsKaufmann.Die un-
heiligeAllianzzwischenSVPund
SP–unterstütztdurchdieMitte –
genügte, um Trüssels Anliegen
durchzubringen. Gemäss vorlie-
gendenDatendürften rund900
Wärmepumpen noch in Betrieb
sein,diebeieinemErsatz förder-
berechtigtwären.

RebersSiegesposenach
demklaren Ja
DieWärmepumpen blieben der
einzige umstrittene Punkt in
eineransonstenüberausharmo-
nischenundkurzenDebattezum
neuenEnergiepaket, dasdieBa-
selbieter Regierung geschnürt
hat. Bis 2030stehen jährlich gut
10MillionenFrankenfürenerge-
tische Projekte im Gebäudebe-

reichbereit.DergrosseKonsens
imLandratüberraschtevorallem
vor dem Hintergrund, dass die
SVPnachwievordas2024ange-
nommene Energiegesetz an al-
lenFrontenbekämpft.DasEner-
giepaket jedoch flutschte nun
einstimmig durch den Landrat
hindurch. Der grüne Energiedi-
rektor Isaac Reber hielt seine
Freudenichtzurückundstreckte
seineHändemit geballtenFäus-
ten zur Siegespose in dieHöhe.

Ziemlich einig war sich der
Landrat darin, dassGemeinden
keineFördergelder fürdasEner-
giestadt-Label erhalten sollen.
Neu vomEnergiepaket profitie-
renkönnenhingegenMehrfami-
lienhäuser, die eine Ladeinfra-
struktur fürE-Autos installieren.
Auch für Photovoltaikanlagen,
die kombiniert mit einer Dach-
und Fassadensanierung instal-
liertwerden, vergibt derKanton
neu Gelder. Gleiches gilt für
energetische Betriebsoptimie-
rungen anGebäuden.

Laufenkriegt
sein «Geschenk»
Neue Birsbrücke Der Tenor im
Landrat war eindeutig: Laufen
erhältmitder verlegtenNaubrü-
ckeviel.Oderwie esder SP-Ver-
treter Urs Kaufmann sagte: «Es
ist eingutesGeschenkvomKan-
ton an die Stadt Laufen.» Und
dochwarensichdieVolksvertre-
terinnen und -vertreter einig,
dass das Projekt in der vorlie-
genden Form Sinn macht und
derZentrumsgemeindeauchzu
gönnen ist. Einstimmig segnete
der Landrat die Vorlage ab,
nachdemBaudirektor IsaacRe-
ber die wirtschaftliche Bedeu-
tung Laufens hervorgestrichen
hatte. Reber zählte alle grossen
Firmen auf, die dort ansässig
sind. Es klang, als wolle er den
34Millionen-Franken-Kredit so
legitimieren.

Die Ratslinke konnte auch
vom Strassenprojekt überzeugt
werden, weil letztlich auch der
Veloverkehr davon profitieren
wird. Zudemsoll die Stadt neue
Grünräume erhalten. Eishalle
undSchwimmbad rückendurch
dieneueBrücke zusammen.Ein
Lob erhielt in der Landrats-
debatte auchderLaufner Stadt-
rat für seine Arbeit. (yas)

Die FHNW wirbt für sich auf Regionalzügen. Für FHNW-Studierende kostet die Fahrt jährlich bis zu 1500 Franken. Bild: Archiv/Kenneth Nars

«Wieso
werdenFHNW-
Studierende
subventioniert,
Lehrlingeaber
nicht?»

MatthiasRitter
SVP-Landrat

«Wir
brauchenauch
Leute,die sich
einsetzenund
einRisiko
eingehen.»

AndiTrüssel
SVP-Landrat

Staatsvertrag soll
bestehenbleiben
Spitalliste DieFraktionderSVP
fällt im Landrat oft durch ihre
unnachgiebige Haltung auf.
Gestern waren von der Volks-
partei aber andere Töne zu ver-
nehmen. In einem Postulat zur
künftigen Spitalliste nahm die
SVPeinegewichtigeAnpassung
vor: Sie strich die Forderung,
den Staatsvertrag zur Gesund-
heitsversorgung zwischen Ba-
sellandundBasel-Stadt ausdem
Jahr 2019 zu kündigen, sollte
man bei der neuen Spitalliste
keine Lösung mit Basel-Stadt
finden. Durch die Streichung
hatte das Postulat, das einen
stärkeren Fokus auf Kosten-
dämpfung, Ambulantisierung
undTarifkonvergenzbeiderSpi-
talliste verlangt, keine Mühe,
überwiesen zuwerden. (hof)

Aus dem Landrat
Parlamentarier könnten
balddigital teilnehmen

Sitzung Der Landrat beschäf-
tigt sich oft mit Lösungen, um
abwesende Parlamentarier ein-
zubeziehen.EineStellvertreter-
regelungwurdekürzlichverwor-
fen.Mit zweiüberwiesenenMo-
tionen könnte eine digitale
Teilnahmemöglichwerden.Die
eine betrifft alle Landräte, die
andere Personen, die wegen
Mutterschaft oder längerer
Krankheit ausfallen. (hof)

WenigerBürokratie für
Hausarztpraxen

Gesundheitswesen Der büro-
kratische Aufwand, um eine
Hausarztpraxis zu betreiben,
soll abnehmen. Eine entspre-
chende Motion der SVP-Frak-
tionwurdealsPostulat überwie-
sen.Dieses verlangtunter ande-
rem, dass Kontrollen mit dem
«nötigenAugenmass»durchge-
führt werden sollen. (hof)


